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Verfahrensordnung

nach § 106 SGB V

- Prüfung der Wirtschaftlichkeit -



I Ko*"nrohn,i,.,lt.he Vereinigung

3. Anderungsvereinborung der zum I I 2008 obgestimmten Verfohrensordnung

Mit \ler'{§entlichungen tn lofu 2Ol 3 hoten wi Sie dorübs in{omiert, doss die in der Vergongenheit ÜÜche \leryletcht'

gruppe der lvlundlKielerGesichtschitvrgan zunöchst [ü, die Sichtung de' Owrtole lbis M/2010 n der Aun{ölligkeitsgo

fung dvrch Anderungsvereinborung der Vertrogsprlner vom 5.:.2.2012 durch d;e Vergleichqrupp der chirurgischen

Leiitungserbringer erselzt wwde. Durch die 2. Änderungsvereinborung vom 2.7.20l. 3 wwde eine enlsprechende Regelung

lür die Velohren der Auffalligkeitsgifiung de, Quornle I bis lV/201 I vorgesehen.

Nunmehr hoben sich dieVe*ogspornet dorouf verctöndigt, &ss diese Pegelung ob Sichtung der Guorlob I Üs lV,/2At 2

unbeschrönkte WiAmg entlohen soll, so doss wtu lhnen hiernit die 3. Änderungsvereinborung wm 2.9.2O14 zu Veßiq

borung über dos Verlohren zur Überwochung und Prülung der Wnßchofilichkeit der verlrogszahnörzllichen Versorgung in

Nodrhein lVeiohrcnsordnung) von 2l .12.2@7 zur Kenntnis geben.

ln die Gupp der chkurgisclen Leistungserüinger werdat Proxm oulgenommen, deen Anleil chirurgischer Leistungen an

der KCH'Abechnung eines Quortols einen Anleil von 35 Prozent t;br;ntegt

Die Vetöflenllichung erlolgt unter dem Vorbholt der Abwicklung des Unlerschri{tenvelohrens.

\ff i rtschu ftl n c [r kertrprüfu n g
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Diese Regelung wurde durch Andmngs'
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Kossenzohnörzlliche Vereinigung I

Wi rtschoftl ich l«eitsp rüfu ng

2 Anderungsvereinbcrung der zum 1 I 2008 obgestimmlen Ver{ohrensordnung

lm Rheinishen ZohnüZeblon lv1örz 20:,3 hofien wir Sie doübe( inlormiert, doss die in der Vergongenheit Üblicne

Vergleichsgruppe der Mun&KielerGesichtschirwgen für die Sichtung der Qwrtole tbß lV/2010 in der Aullölligkaitspru

tuni durri *idrrungsvereinborung det Veilrcgspilner von 5.12.2012 durch die Vergleichsgruppe der chirurgischen

Le i slu ngserbri nger er selal wurde
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ordnungl wn Zt.tl ZOOZ eiÄ enlsprechende Regelung lür die verlohrcn der Avllalligkeitsgttfung der Quorale I bis
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ln die Grupp der chiurgischen Leistungserbilnger werden Proxen ou{genommen, deren Anteil chirurgischu Leistungen on
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Abschnitt I: Gegenstaad und Geltungsbereich

' §1
Gegeustand

(l) Gegenstand der Verfaluemordnuog ist die Überwachung und Prütrag der Wirt-
schaftlichkeit der vertagszahnärztlichen Versorgung im Sinne des § 106 SGB V.
Diese beinhaltet auch die Beratug nach § 106 Abs. la SGB Y uad eine AuffEllig-
keitsprtfung.

Werden den Pr{lfirogseinrichtungea Umstände bekannq die cia Verfahrea vor de,r Dis-
ziplinar- sd6 lulas5rrngsinstanzan nach sich ziehen können, so unterrichten sie den

Vorstand der KZV NR und die Krankenkassen / Landewerbände der lkankEnkas-
sen uad die Verbäade der Ersatzkassen. Über Beanstandungen uad die Ergebsisse

der Yerfahreu sind die Krankenkasseu / Landesverbäude der Krankenlassen rmd die
Verbände der Ersatzkassen zu rmterrichten.

Die Richtigptelluag einzelner sacblicher oder rechaerischer Mängel, die gelegeatlich ei-
ner Wirtschaftlichkeitsprüfirng festgestellt werden uad keine {lberragende Bedeu-
tung habcn, kann i6 §3!6es dieserVerfahrensordnuag erfolgeu. Die Möglichkeit
der Rilckgabe der Abrechnung an die Kassenzahnärztliche Yereiaiguag Nordrhein
wird insbesondere bei Vorliegen umfangreicher Mtlngel hierdurch nicht ausge-

schlossen.

(2) Die Überwachung und Priltung der Wirtschaftlichkeit erfolgt gemäß § 106 SOB V
uad erstreckt sich auf

(a) Teil I des einheitlichen Bcwertrmgsmaßstabes fflr zahnärztliche Leistuagen (Aa-
Iage A zua BMV-Z bzw. Gebilhrürtfüf A / 7*hnard-ksaEkasseavertrag), die
ilber Krankenversichertenkarte abzurecbnen sind,

(b) die Leistuugeu bei Verle&ung und Erlcrankung des Gesichtsscbädels, soweit sie
yon der vorherigeir Geaebmigung nicht umfasst sind,

(c) die Leistungeo derParodontosebehandlung, soweit sie von dervorherigen Ge-

nehmigung nicht umfasst sind,

(d) die Lcistungen der kieferorthopädischen Behandlung, soweit sie von der vorheri-
gen Genebmigung nicht uofasst sind,

(e) die richtliaiengerechte Erbringung von ZahnersaEleistuagea,

(0 die Verordnungsweise, § 19.

Ferner obliegt den Pr{lfinpinstanzen die Feststellung des sonstigen §chadens im
Sinne des § 20 dieser Verfahrensordnung.

§2
Geltungsbereioh

Diese Verfahrensordnung fiadet aufdie an der vertagszahnärztlichen Versorgung
teilnehmesden Zahuärzte / ermächtigtea Kieferorthopädeir sowie die ermächtigten
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zahn&ztlicllärztlich gcleitcten Einrichtungen und mediziniscben Versorgurgszent-
ren (§ 95 Abs. I Sas I SGB V) Anwendung die ihren Vertagszahnarztsitz im Be-
reich der Kassenzahn&ztlichcn Vereinigung Nordrhein haben (nachstchend Zahn-
arzt geaannt),

Abschnitt IIt Prüfungseinrichtungen

(1) Zur Überuachung uad Prttfrurg der Wirtschaftlichkeit der vertagszahnäralichen
Yersorgung bilden die Verhagspartner bei derKassmzahärztlichen Vereinigung
Nordrhein (KZVNR) eine Pdlfungsstelle uad einen Beschwerdeausschuss sowie
die §eschäffsstelle des BEschwerdeausschusses.

Die Prtlfungsstelle und derBeschwerdeausschuss sind gemeinsame Einrichtungeu der
Vertragsparher und [agen die Bezeicbnung Pnptalg,rstelle der Zahndrzte wd
KrankenkqssenNordrheinbzw. Beschwerdeausschuss der Zabtärzle und Kranken-
lmssen Nordrhein.

Die Prtlfungsstelle tlbcrnimmt mit Wirkung vom 01.01.2008 alle aohängigen und nach
diesem Datum aohängig werdenden Verfahren der Wirtschaftlichkeitsprtlfirng erster
InsAnz.

Die Geschäftsstelle des Beschwerdeausschusses wird der Prllfungsstelle zugeordnet.

{2) Die Prttfungsstelle md der Beschwerdeausschuss sind als selbstständige organisato-
risshe Einheiteir bei der KZV NR eingerichtet. Sie nehmea ihre Aufgaben jeweils
eigenverantwortlich wahr. Eine datcnschutaechtliche ordnungsgemäße organisato-
rische Trennung der Prlifirngsstelle und des Beschwerdeausschusses von den ilbri-
gen Bereicheu der KZV NR ist zu gewährleisten. Der Leiter der Pritfungsstelle fflhrt
die laufeaden Venvalhrngsgeschäffe der Prlifungsstelle uud gestaltet die innere Or-
ganisation so, dass sie den besonduen Anfordemngen des Datenschutzes aach § 78a

SGB X gerechtwird.

(3) Über die Ausstattung der Prtifungsstelle mit den für die Aufgabenwahrnehmung er-
forderlicheu Mithl4 Sachmitteln und Finanzer mtscheid* die Verkagspartner
gem. § 106 Abs. 4a Satz 3 SGB V. Das Persoaal und die sachliche Ausstaffung der
Prüfungsstelle sind so zu bemessen, dass ein reibungsloser Ablauf der Prll&erfahren
unter Beachtung der gesetzliehen Anfordenrngen gewähdcistet ist. Dies gilt ent-
sprechend fflr die erforderlicheo §aohmittel.

(4) Die Mitarbeiter/-innen der Prllflrngsstellc shd bei der KZV NR unter Beachtung der
folgenden Angaben angestellt und untcrstehen ibr disziplinanechtlich. Sie sind aus-
schließlich der Leimng der Prtlfirngsstelle fachlich weisungsgebundsn. Ihre Neuta-
lität und Weisungsungebundembeit gegeuilber der KZV NR ist durch geeigrete
Maßnahmen sicherarstellen.

§3
Bildung
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§4
Zusa.mmensetzuag der Prtifirngsstelle

Die Yerfagsparber bestimmen die Leitung der Prilfungsstelle Sen, § 
tli Abs' 4a

satz 3 SGt V. Filr den Leiler der Prilfungsstelle siod maximal zwei §tellver§cter zu

beae!tren.

Die erste Besteltung erfolgt fflr dea Zeitraum 01.01.2008 bis 31.12.2010, danach er'

folgl dis Bestetbnf nfr diä Dauer der Wahlperiode der Verteterversammlung der

KZV NR Die Wiederbestellung ist arlässig. wird keia Einvornebaen hergestellt

erfolgt die Bestellung druch diJAufsichtsUetrurAe gemäß § 106 Abl 4a §GB V'

Der LeitEr der Prtlfuogsstelle ist fflr die Druch§lhrune der Aufgaben der Prilfings-

stslle verantwortli*; ärsetaicn obtegt ihm die LeiArng der Gesohä&sstelle des Be-

schwerdeausschu§ses. Entscheiduugen fltr die Prtlfunpstclle teffen gnradsätzlioh

der Leiter der Prllfirngsstelle und r"iot stttlr"tto.t"t cinvernehmlich. Ist das Bin-

yernehmen nicht herastellen, sot§cheidet dEr Leitcr der ?rllfirugsstelle'

Die Pr{lfungsstelle kaan zur Durchfflhnrng der Prtlfrerfahren geeipetc Berater be-

auffragen. Oi, «ZV Nn teaennt jeweils Jine geeipete Anzahl voa zahnärztlichea

Beratä, die in der versagszahnir4lichen Yersorgung erfabrene Zahuärzte sein

mll§seD. seitens aer xranfen*assen werdon sacblsodige Berater in geeigneter Aa-

,rhfi;rr*t. über die Benensungen ist das Beaebmea bera.stellen. Die KZV NR

uad die Krankenkasses kOn en dii von ihaen beaannten Berater abberufeu.

Zur Beratung und uuterst{ltrung der Pritfaktivitäten der Pr{}fl:agrstelle wird von der

verragspartneru einc Berichtgtelle gebildet. Dis Bericht§telle selbst hat keiaeu Pr{i'

nmgsai*ag. Ihr gehören vier Verreter der KZV NR und vier Vertreter der Kran-

kenkassen a,. §tellver§eter sind in ausreichender Anzahl an benetrnen. Die Tutlg-

keit der Berichtstelle ergibt sich aus §§ 15 Abs' 4 und § 16 Abs' 7'

§5
lssammensetzung des Beschwerdeausschusses

Der Beschwsrdeausschuss besteht aus ginem rFparteüscheir Yorsitzeuden-sowie

vier vertretera der KZV NR und vier vertetern der Krankeakassen. Der Vorriuea-

de des Beschwerdeausschusses wird drrrch die ver§agsparher einvernebmlich be-

stollt. Die Amtszeit des Beschwsrdeausschusses betä$ nrei Jahre, beginnend mit

dem 01.01.2008'
§6

Stellung der Mitglieder und Berater

in Prüfungsstelle und Beschwerdeausschuss

(1) Dcr unparteiische vorsitzendc, die Mitglieder der Pritfungseinrichtungen und die

Berater sind bei ilren Entscheidungen un w"ituog* nicht gebunden Ibnea steht

bei Bedarf das Recht der Einsichtrihme in die Akten der jeweiligen Prilfitogsein'

richtung zu. §ie haben tlber den Hergang der Beratung sowig libgr die Person des

von eircm prüfverfahren besof?enei ZabnarAes und ltber die Abstimmung Still

schweigen zu bewahreu.
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a)

(3)

Die Mitwirkuag in einem Verfahren der Prüirngsstelle schließt die Tätigkeit im Be-
schwerdeausschuss aus.

Auf das gesamte Verfahren der Wirtschaftlichkeitsprüfung finden s§ 16, 17 SGB X
Anwendung, ÜberArträge auf Ablehnung eines Mitgliedes des Beschwerdaus-
schusses wegen Befangeahoit eutscheidet der Ausschuss unter Ausschluss des be-
tofferen Mtgliedes.

§7
Sichtungsstelle

Zur Einleitung von Verfahren nach Auff?llligkeitshiterien wird eine gemeinsame
Sichtungsstelle der Vertagsparher gebildet. Die §ichnrngsstelle hat 8 Mitglieder,
vier Verteter der Krankenkassen und vier Verteter der KZV NR. Stellverteter sind
in ausreichender Anzahl zu benennen. Die administative Begleitung erfolgl durch
die Prllfungsstelle.

Die Stelle eatscheidet mehrheitlich über die Einleitung von Prüfrerfahren gemäß §
l6 Abs.1. Bei Stimmeogleichheit wird ein Verfahren eingeleitet.

Sind Prüfverfabren aufgrund von §tichproben eingeleitet können ftlr die beeeffen-
den Verüagszahnärzte fflr die gleichen Abrechnungszeiträume keine Prtifuerfahren
nach Auffdlligkbiakriterien eingeleitet werden.

§8
Beteiligte

Beteiligte an den Verfabren sind der in die Prllfirng einbezogene Ver[agszahaarz!
die Krankenkassen, die Landesverbände der Krankenkassen, die Verbände der Er-
satz.kassen und die I(ZV NR

§e
Sachaufklän:ng und Beweiserhebung

Die Prilfirngsstelle und der Beschwerdeausschuss erheben die notwendigen Beweise
von Amts wegen oder auf Antag. Der älnarzt uad die Krankenlossen sind zur
Mitwirkung verpflichtet. Die Prtlfgemien sind an das Vorbringen und die Beweis-
anMge der Boteiligten nicht gebunden.

Hinsichtlich der Beweismi$el gilt § 11.

Der §achverhalt ist ausreichead auftukläreq die dafftr erforderlich erscheinenden

Beweise sind zu erheben. Die Beteiligten haben die ihncn zur Verfügung stehenden
Unterlagen (2. B. Röntgenau*rahmen, Modelle) zur Verhaadlung mitzubringer und
aus ihnea yorantagen.

Entscheidungm des Beschwerdeausschusses ergehen aufgrund mündliche1 nichtöf-
fentlicher Verhandlung. Die Beteiligten sind zur Aufldärung des Sachverhaltes zur
mtlndlichen Verhandlung zu laden. Ihnen ist Gelegenheit zu geben, sich zu jeder
Beanstandung zu äußern.

Die Beteiligten können sich anwaltlichen und/oder kollegialen Beistaades bedienen.

(1)

a)
(3)

t4)

(5)
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(1)

§10
Prtifinethode

Die Palfungen der Wirtschafllichkeit der Bchandlungsweise durch Prüfimgsstell§
und Beschwerdeausschuss erfolgen grundsäglich nach der Methode der repräseata-
tivea Einzelfallprttftng. Bei der Methodc der repräsentative,n EinzeHaUprufung ist
die Hochrechnr:ag uaterBedlcksichtigung eines Sicherheitsabschlages ar Gunsten
des Vertragsrghn arztes va1, 25o/o gruudsätzlich angezeigt.

In Ausnahmefällen, z.B. fflr den Fall wiederholt festgestellter Uowirtscha&lichkeit
(bezogen auf deo Zcitaum von fflnfJahren vor Verfahrensbeginn), sind pauschale

Hoaorarkürarngen auf der Gnrndlage der statistischen Yergleichsprüfung möglich.

§11
Beweismittel

AIs Beweismittel geltea:

(a) die ar Abrechnung eingereichteu bzw. die aufgnmd der eingereichteu (EDV-)
Abrechnmg erstellbarea Behandhrngsausweise rud gegebeaenfalls sonstige

Abrechnungsuntorlagen (2.8.: KV-Abrechnungen),

(b) Bescheiniguogen, Vaordnungen l:nd Utrterlag€n über veranlasste Leistmgen,

(c) Au&cichmngen gcmäß den Bestimmungen des Bundesüaütolvertages * Zahn-
ärzte sowie des Zahnarzt - ErsaEkassenverEages einschließlich Röo§enauf-
gnhrnetr,

(d) statistische Unterlagen,

(e) Ergcbnisse voa Nacluntersuchungen,

(f) Modelle,

(g) aUe ilbrigen geeigpetea Unterlagen (2.8. KV-Abrecbaungsuaterlagen),

(h) dic Heranziehung eines oxternen Sachverständigen (§achverständigeabeweis).

Die Beteiligen sollen bei der Ermittlung des Sachverhaltes mitwirkca. Der Zahn-
arzt ist zur Mitnirkung verpflichtet und hat auch alle benötigten Unterlagen zur
Verfflgung zu stellen. Kommt der Zahnarzt seinu Mitwirkungspflicht ohnc ausrei-

cbende Begrilndung nicht mch, kann der Vorstand der I(ZM,IR nach entsprechen-

der Sachverhaltsmitteilungprtlfeq ob disziplinarische Maßnabmen einzuleitea
sind"

§12
Verfahrensdauer

Die Verfahren der Wirtschafflictrkeitspdlfuag werden durch Vugleich oder Be-
scheid beendet. Der verfahrensbeendende Bescheid der Prllfiugsstelle soll innerhalb
von zwei Jahren nach Schluss des Kalende{ahres erfolgt sein, in dem der Zabnarzt
seinE Abrecbuung der KZV NR eiagereicht hal

(2)
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(l)

a)

(3)

(4)

(5)

§13
Kosten

Die Kosten des Beschwerdeausschusses und der Prüfusgsstelle tagen die I(ZV NR
und die beteiligten Krurkenkassen gnrn&ätzlich je zur HäIfte.

Die Entschädigung fflr dea unparteiischen Vorsitzenden des Beschwerdeausschus-
ses ricitet sich grundsätzlich nach dem LandesreisekostengeseE. Die Höhe der Eat-
schädiguag rcgeln die Verfagsparher einvemehmlich.

Näheres an den Kosten nach Absatz I und 2 ist in einer gesonderten Vereiabarung
zu regeln.

Die vom Beschwerdeausschuss zu zahlenden Gerichts- und Rechtsauwaltskosten
werden voa der KZV NR und den Krarkenkassenje zur Hälfte getagen.

Die Kosten fflr die Tätigkeit der Berater der Prüfirngsstelle, der Mitglieder und
stellvertetenden Mitglieder des Beschwerdeauischusses, der Mitglieder der §ich-
trmgsstelle uod derBerichtsstelle tagen die jeweils entsendenden Stellen.

Abschnitt ftr: Prilfungsstelle

§14
Aufgaben

Die Prllfirngsstelle prt!ft und entscheide!

(a) im Raboen einer Stichprobcaprüfirag rach §15,

(b) im Rahmen einer Auffälligkeitspdlfrmg nach § 16,

(c) ob die Verordnungsweise den Bestimmungen llber die Notwendigkeit und Wirt-
schaftlichkeit entspricht (§ 19)

(d) und gegebeneufalls, in welcher Höhe der Zahnatztder Krankenkasse einen
sonstigen §cbaden zu erseE€o hat, dea er infolge schuldhafter Verletzung ver-
tragszahnärztlioher Pflichten venrsacht hat (§ 20).

Die Pr{ifimgsstelle berät Za}närzte in erforderlichen Fällen tiber Fragen der Wirt-
schaftlichkeit rmd Qualität der Versorgung, § 106 Abs. I Buchstabe a) SGB V. Ein
besonderes Beratungsverfahren ist vorgesehen, § I 8,

Werdea im Rahmen eines Verfatuens der Wirtschaftlichkei§rttfirng sachliche (2.8.
gebtlhrenordnungsmäßige) oder rechnerische Mängel der Abrechnung festgestellt,
so wird - unbeschadet von § I Abs. I - , wenn umfangreiche Mhgel vorliegen, die
Abrechnung an die KZV NR ar Überprtifirng zuritckgegeben. Die Frist fflr Aatage
aufsachlich/rechnerische Richtigstellung gilt in diesem Fall als gewahrt. Soweit er-
forderlich, wird das Verfabren bis zur fuchtigstellung der Abrechnmg ausgesctzt.
Der entsprechende Sachverhalt ist in einer Niederschrift festzuhalten.
DiE KZV NR soll ihre Überprtlfung uaverz{tglich durchfflluen und hat das Ergebnis
der Prllfungsstelle bekannt zu geben.

(t)

QJ

(3)
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§ls
Prüfi.:ng der Wirtschaftlichkeit aufgrund von §tichproben

(l) Die Prllfungsstelle eatscheidei ttber zalnarztbezogene Prllfrragea auf der Gnrodlage
von zahaarztbezogenen und aufVersisherte zu beziehenden Stichproben Diese Prtl-
ärng ersteckt sich auf die Gesamttätigkeit des Ver[agszahnarztes im Rahmen der
vertragszahnärztlichea Venorgung.

Q Die Prüfuug nach Abs. I entreckt sich je Quartal auf ZYo der mit der KZV NR ab-

rechnenden Yer[agszahnärzte (Praxen). Die Auswahl der in die Pdl§rng einanbe-
ziehendeu Vertragszahnärzte wird nach dem Zufallsprinzip getoffen. Die Auswahl
wird unverzilglicb uach Vorliegeu der Abrechnungsunterlagen pro Quartal durch die
KZVNR - auf Onmdlage eines zwischen den YerEagqpar&em abgestimmten Ver-
fahreps - aus dem Kreise aller mit der KZV NR abrecbnenden Vertagszahnärzte ge-

koffen.

(3) Prtlfungsgegenstand sind die abgerecbnetea Leistungsfälle (alle Leistungsarten) der
letrtea vier Quartale ilkl. des Aufgreifquartals, für kieferorthopädische Leisturgen
alle Quarale ab der Geaehmigung bzw. dem L Abrechnuagsquartal. Grundlage ftr
die Sichtung sind zunäshst die Behandluagslälle aller Leistuogsarten eines Qrurtats.
Die Krankenkassen liefem nach Auffordenmg derPrtlfingsstelle die patientenbezo-

genen Abrechnuogsuaterlagea aus den Leistungsbereichea zF, PA§ KB/KG und
KFO, die für das Aufgrcifquartral bei des Krankenkassen vorliegen. Die KCH-
Abrecbnungsbelege liefert die KZV N§-

(4) Die Pdlfimgsstelle bestimmt pro Verfahren einen Berichtertatter aus dem Kreis
der zahnärälichen Bemter. Der Bericbterstatter erhält vou der Prtlfiugsstelle Un-
terlagen, die so aufbereitet sind, dass er eine versicherte,sbezogene Prllfimg der

Wirtschaftlichkeit der Behandlungsweise dcs Verta8szahnarztes durchftlbreß
kann. Soweit eine hiureichende Beurteilung des Sachverbaltes nichtmöglich ist,

kann eiae weitere Vorprllfirng erfolgeo. Hierfflr fordert die Prllfingsstelle auf Ver-
aolassung des BerichtentatErs geeiguete Unterlagetr, wie eine §tollungnahme des

Vertragszahnarztes, Röntgenbilder und/oder Kadeikartonausztlge an. Auf der
Grundlage dieser Überprllftng gibt der Berichterstatter gegenllb€r der Berichtstelle
Empfehlungen llber die weitere Vorgehensweise im Verfahren ab:

(a) Das Verfahren wird ohne Maßsahmen beendet.

(b) Das Verfahreu wird um ein Gespräch des Berichterstatters mit dem Verkag;s-

zahlatzt ergänzt.

(c) Mt dsm betoffsnen Vertagszahnarzt ist ein Prtlfgespräch an flibrea, an dem

im Regelfall neben dem Berichterstatter ein weiterer zalnlirztlicher Berater so-

wie bis ntzmtei sachlundige Berater der Krankerkassen teilrehnea. Zu diesem

Gespräch ist der Vertragszalsarzt Eit eircr Frist von l4 Tagen zu laden. Auf
Gruadlage des Gesprächs wird eine begr{lndete Empfehlung zur Verfahrensbe-
endigung an die Prilfungsstelle abgegeben, Dabei ist ein einstimmiges Votum
anzusteben. Bei unterschiedlichen Voten sild die einzelnen Voten zu begrün-

den uad der Prtifungsstelle zur Entscheidung voranlegea.
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(3)

(4)

(5)

(o

Die Einleiturg eines Verfahrens dohrmentiert die Prt!fuagsstelle durch Eröftungs-

bescheid. Der EröftgngSbcschcid muss den Gegens8nd der Pr{tfung und das Pdlf-

quartaUdic Prtlfquartale bezeicbnen.

Nach Bekanntgabe des Eröftungsbescheides an die Beteiligten wird die Bereitstel-

luug der KCll-Abrechnrmgsbelege bei der KZV NR veranlassl

Bei der Prtlftng der WirtschaftlicLkeit der kons.lchir. Tätigkeit des Zahnsrztes sind

die Erkennhisse aus seineu bisherige,n Verfahren der Wirtschaftlicbkeitsprtlfung

uad die gesa.Bte Tätigkeil des Zaharztes zu reflehieren'

In rtie Prüfung der Wirtschaftlichkeit der Bchandlungsweise kÖnnea neben dem

Qusrtal, das Anlass fflr die &öftrung des verfahre§ is! die leuten drci abgercch-

rcter Qmrtale einbezoger werden. Die Einbeziebung ist im Eröftungsbeschluss

anaugeban.

Fttr einbezogene Quartale gilt die Fristenbcrecbnuog gen. §§ 12 und 16 Abs. 2 nicht.

Die Prtlfungsstelle bestimmt pro Verfabren einen Berichtartatter aus dem Kreis der

zainärztlicheu Berater. Der Berichter§taüer erhält von der Pr{lfungsstelle Uaterla-

gffi, die so aufbereitet sin4 dass er ebe versicherlenbezogene Prilfing dcr Wirt-

ichaftlictrkeit der Behaadlungsweise des Vertagszahnarztes durchfflhren kann' §o'

weit eine hil1.eisheade Beurteilung des Sachveräaltes nicht möglich is! kann eine

weitere Yorprllfung erfolgen. Hierfrr fordert die Pr{lfirngsstelle aufVeranlassung

des Berichterstatters geeipete Uaterlagen wie eine Stellunpahme des Yertags-

zahffrztes, ROngeabilder und/odcr Karteikarteuausztlge an. Auf der Grundlagc die-

ser Überprtfirng gibt der Berichtentaüer gegeirtlber der Berichtstelle Empfehlungeu

{lber die weitere Vorgohensweise im Verfabrea ab:

(a) Das Verfabren wird obne Maßnabmen beendet'

(b) Das Verfahren wird um ein Gespräch des Berichle§itatter§ mit dem Vertag -

zahnamt orgäDzt.

(c) Mit dem betroffsoen Vertrag§zabmxzt ist ein Prttfgespräcb zu.fllbr€!' 8n dem

im Regelfall neben dem Bericbtsßtatter eill weitercr zabnärztlic,her Beraüer so-

wie bis zlzweisachhmdige Berater der Krankenlassen leilrcbme-n Zu diesem

Gespräch ist der vertragszahaarzt mit einer Frist von 14 Tagm ar laden. Auf
Grundtage des Gesprächs wird einc begr§ndete Empfehlung alr verfahrensbe'

endigung an die Prilfingsstelle abgegeben Dabei ist eia eitr§timmiges votum

anzustrebea. Bei unterschiedliche,n votea sind die einzelnen voten at begrtln-

den und der Prüfungsstclle anr Entscheidung vorzulegen.

(d) Je naoh Ergcbnis der Gcspräche können sicb wiedenrm Maßnahmen nach (a) bis

(c) anschließen, bis eine verfahrensbeendende Entscbeidung getoffen wadeo

kaaa.

Der Verragszahnarzt ist verpflichte! an der Auftlänrog des §achverhaltes $Eu-
wirkcn. Er ist bcrechtigL ar der Anbörung einea anwaltlichen und/oder kollegialen

Beistand mitrubringen. Er kann auf sein Recht des mllndlichen Vortrags verzichten

und sich altemativ scbriftlich zum Verfahren einlassea.

{7)
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(8)

Die Prtifungsstelle setzt auf der Grundlage der jeweiligen begrllndeten Empfehluag
verfahrensbcendende Maßnahmen (Beschcid Vergleioh etc.) fflr den KCH - Bcreich
fest in dem Maße, wie Unwktschaftlichkeiteo der Behandluugsweise festgestellt
werden.

Das Ergebuis wird in einem Bescheid festgehalten.

Ist ein Verkagszahnarzt vou mehreren aufeinaoder folgenden Verfaken der'Wirt-
schafrlichkeitsprtlflrng von Honorarkttramgeu betoffen, kann die Prtlfurgsstelle ei-
ne verlhhrensbeendende Entscheidung dwrh scbriftliches Vorverfaken vorbereite&
Der Grundsatz des rechtlichen Gehön ist zu bcachten. Soweit das Einverständnis
des be8offenen Zabnaräes vorliegt können in die Prilfirng Folgequartale dergestalt
eingebunden werdeq als sich nach Prtlfung der Behandhmgs- und Abrechnuagsda-
ten die Feststellungen in Bearg auf die Uowirtschaftlichkeit des Behandlungsver-
haltens wiederholen mllssten, § 106 Abs. 3 Satz 4 SGB V.

Der Zabnarut wird hinsichtlich du Wirtschaftlichkeit und der fachgerecbten, dea
Richtlinien en§prechendcn Erbringung seiner vertragszabnärrztlichea Versorgung
insgesamt geprtlft und beraten. An Stelle einer K{Irzung soll eis Hinweis oder eine

Belehrung edeilt werden, wenn eine solche Maßnahme, z.B. wegen Geriogfllgig-
keit, ausreichend excheint. Gezielte Beratungen gehen weiteren Ma8nahmen in der
Regel voran - wie etwa bei erstrnaliger Feststellung einer Unwinschafflichkeit,

Ergebeu sich im Rahmen der Pdlfung weseatliche Erkenntnisse tlber sachlicll rech-
oerische Unstimmigkeiten oder eine nicht fachgerechte, nicht den Richtlinien ent-
sprecheude Erbringuag, werdstr diese im Eiuelnen festgehalten. Die §achverhalte
werden der i(ZV NR mitgeteilt. Diese entscheidet unter Bertlclcsichtigung der ge-

toffenen Feststellungen in eigener Zuständigkeit.

§17
Überwachung und Prüfung der Wirtschaftlichkeit bei KBJ

KG-Behandlung, KF0-Behandlung, PAR-Behandlung (Einzelfallprüfung)

Bei Behandlung von Vcrletzungen und Erkrankungea des Gesichtsschädels, kiefer-
orthopädischen Leistungen und systematischen Behandlungen von Parodouto-
pa&ien kaan der ausgestellte Behandkmgsplan im Einzelfall auf Wirtschafrlichkeit
begutachtet werd6n. Das Verfahren richtet sich nach dcm Buadesmantelverkag / Er-
satzkassenvertag-Zahnärzte bzw. den Anlagen in derjeweils gtlltigen Fassung.

Genebmigte Leistungen unterliegen gnrndsätzlich nicht der nachbäglicher Wirt-
s chaft lichkeitsprilfung.

Die Dwchfthrung einer KFO- oder PAR-Behatrdlung kann Gegenstand einer Wirt'
schafrliclkeitsprtlfirng sein, wenn sie nicbt richtliniengemäß durchgeführt worden
ist.

Die $/irtschafrlictrkeitspüirng bei KFO- und PAR-Behandlungen köanen die
Krankenkassen oder die KZV NR innerhalb eines Jabres nach Abrechnusg des Be-
handlungsfalles bar. bei kieferorthopädischen Leistungen innerhalb eines Jabres
uacb. der letzten Abrecbnung im Bebandlungsfall bealtagen. Ergeben sich durch

(e)

(10)

(l)

a)

(3)
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die wirtscha*lichkeitsprüfung Hirweise darauf, dass nber dea Einzelfall hinaus
keine ver'agsgemäße KF0- bzw, pÄR_Behanatuos stuugefiraetr hd fO*"o A.
abgerecLneten Behaadrungpfä[e der letzten arei litre -iei rro, ai" ilä* wt*arei Jaken abgeschrosscnen Behandrungsfäüe - b ar ron o! 

"iou"rog"o 
*o-

den.

(4) 
fm ttbrigen gelten dieBestimmuagen tiber die D,rchflihruag der wirtschaftlich-
keitsprttfirug entsprechend

§ 18
Beratung gemäß s 106 Abs. 1a sGB V

Aufgreiflaiteri,m fltr eine sichtuog im Rahmen des Beratuagsverfahrens ist grund-
sä&lich die Erstrulassung als Zahnarzt in eigener Praxis im-Zustanaigteitslereicu
deTKZVNR-
Zur Erfilllung ibrer Beratuugsaufgaben mch § 106 Abs. la sGB v benennt die pril-
fungsstelle einen zahnäralichen §erater, der iemeinsam mit einem .*lt-agro
Berater der Krankr*T,r:l}".n-zwei volhteidig abgerechneten quartaen eine ge-
eipete Anzahl von KCH-AbrecLnungsberegeu i"r o.g. praxen sicltet. Bei Bedarf
köunea weitere Uaterlagen i.s.d. § I iangciordert werden,

F:T* evtl. folgenden prnfverfahren gilt nach wie vor der Grundsatz aus
§ 106Abs. 5 Satz2 sGB V.
Ist,eine Beratung nach sichtung nicht erforderlics ist der prtifgegenstand für die
beiden argnrndeliegenden euartare verbrauchl Dies gilt ebeniaü, ,n * ru.a
durchgefflhrter Beratung keine Hiuweise erfordalich iind
Indiesem Beratungwerfahren karn die prüfingsstele keine weitergeheaden Maß-
nahmer festseEen-

§le
Verordnungsweise

Die Prtlftnpstelle prüft die lVirtschaftlichkeit der verordaug;sweise bei Arzaeies
und Heilnitteln. Zusätzlichpr{tft die prüfungsstelle fltr den primärkasseabereich
auch die lVirtschaftlichkeit der vuordauagsweise für den sprechstundenbedarf,
Ein Pdlfverfaken soll inaerhalb eines Zeitaunes von sechs Monaten nach Eingaag
der Verordnuag bei der kosienkageuden Krankenkasse eingeleitet werden.

In 
dl.e Pditog köanen insgesamtjeweils die verordaungen der le&ten vier euarta-le, die am Tag der Einleitung des prü&erfahrens abgerechnet sind, einbezogio *rr-

deu.

Die Prttfung beim sprechstundenbedarferfolgl in derArt, dass der verordnete
§prechsturdenbedarf mit deu erbrachtea Leistuagen verglichen n ird.
Ist-der Antrag auf überprüfrng der wirtschaftlichkeit der verordnungsweise be-
grtludeq so wird der zu erstattende Bebag festgesetrt.

(t)

(2)

(3)

(4)

(5)
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(l)

§20
Feststellung des sonstigen Schadens

Die Krankenkassea können die Feststellung eines sonstigen schadens beantagen,
den der Zatrnarzt infolge schuldhafrer verletarg ver&agszahaärztlicher pflichten
venrsacht hat (2. B. schuldhate Ausstellulg unrichtiger Bescheinigmgen, verord-
nungen nicht anlässiger Mittel).

Die Feststellung eines sonstigen Schadeas erfolgl im Einzelfall.

Zum sonstigen §chaden recbnen nicht:

. sachlichc und rechnerische Berichtiguug,

. Wirtsshaftliclrkeispflfrrng,

. prothetische Behaadlungsfälle nach Ablauf der gemäß § 136 b Abs. 4 SGB V
vercinbarten Dauer der Gewährleistung,

- Mlingelrilgen,

- Leistungen, die nachweisbar in beHlgerischer Absicht abgerechnet wurdeu.

Antege aufFeststellung eines sonstigen Schadens können innerhalb von 12 Mona-
teu nach Ablauf eines Kalendervierteljabres gestellt werden, in dem die Kraukes-
kasse Kennüds vou der Eutstehung des §cbadens und der Person des ErsaEpflichti-
gen erlangt. Unbertihrt hiervoa bleibt der aus allgemeinea Rechtsgrundsätzen her-
rührende Anspruch auf Schadensersatz aus unerlaubter Handlung. Ein AnAag auf
Feststelluag eines sonstigen Schadens ist zu begrtlnden und soll Angaben itber die
HÖhe des Schade,ns enthalten.

Ist ein Schaden infolge schuldhaftea Yerhalters des Vertragszahnaraes festgestellt,
so wird dr zu erstattende Behag festgesetzt.

§21
§tatistische Unterlagen

Die KZV NR liefert der Sichtrmgsstelle als potentielles Aufgreiflrriterium zur Aus-
wahl zu prüfender Zabnärzte nach § 16 Äbs.l b) 1O0-Fall-staristiken buogen auf
die Vergleichsguppen der Yertagszahnärzte und der Mund- Kiefer- Gesichtschi-
rurgen und zww 15% der stärksten Überschreiter und 5% der stärksten Untenchrei-
ter in anonymisierter Form (Anlage l).

Nach Auswahl der zu prtlfendertZ,atnärrte liefert die KZV NR der Prüirngsstetle
Bezugsleistrmgsvergleiche efisprechend Anlage 2. Diese werden ebeufalls vott der
KZV NR dsr Prtlfrugsstellc fflr die Zahnärzte zur Verfügung gestellt, die nach § 15
(Stichprobenpilfung) geprilft werden.

§22
Nachuntersuchungen

Zur Sicherung ihrer Entscheidung über die Behandlung eines Zahnarztes können
die Prilfungsstelle und der Beschwerdeausschuss Nachuntersuchungen veranlassen.

(2)

(3)

(3)

(4)

(l)
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a)

(3)

(4)

Die Einladuug zur Nachuotersuchuag erfolgt durch die Kraokeukasse des Veni-
cherten. Die Prüflrngsstelle oder der Bescbwcrdcausschuss bcaufoagt einen nichl

am Verfahren beteiligten Vertragszaüoarzt mit der Drc,hfflhrung dor Nachuntersu-

chung. Dabei soll auf den Pra:cissitz des betoffenen Zabnarztes und den Wohnod

des Versicherten Rtlcfusicht genommen werden, Die Nachuutersucbung soll in der

Praxis des beaufoagten Vertagszihnarztes dgrchgefflhrt werden. Als Ort der Nach-

untersuchung ka$r mit §inverständnis des behoffenen Zahnarrtes auch seine Praxis

bestimmt werdea.

Der Berishterstatter der jeweiligw Prüirogscinrichh-rug, ggf in Bogleitung cine
sachkundigen Beraters der Krankenlas§e!, §owie der betoffeoe zshosrzt h&ben

das Recht auf Teilnahms ü der Nachuatersuchuog. Die Prllfungseiarichtug hat

den beko$enen Zahnarzt tlber Zeit und Ort der vorgesehenen Untersushu§gmveb

ständigen.

Die Prüfuogseinrichtungen kömen io iheß Edscheidungen je aach dem Ergebnis

der Nachuutersuchung die Kosten der Nachuntersuchung

(a) dern betroffenen vertagszalnarzt auferlegen, in dem Raämen wie die Nachun'

tersuchungea Beanstandungm ergeben haben, oder

(b) den Prüftngseimichtungen zu Lasten dervertagsparber auferlega, w€En die

Nachuntersuchungeu keine oder nur geringe Beanstandungon ergeben haben

sollten.

§23
Bescheide

Die Entscheidung der Prüflrngsstelle ergeht durch Bescheid. Der Bescheid ist

schriftlich abzusetzen und ist dcn Betciligloo gemäß § 8 bekannt zu geben'

Der Bescheid entbält die Etrtschsidung den Sachverhalt und die tragenden §rlinde

der Entscheidung. Er muss sich mit deu wesentlichen Einwänden der Beteiligtcl

auseinandersetzen und ist mit einer Rechtsbehelfsbelebrtng zu versehen'

Gegen den Bescheid der Prüfunpstelle kaol wderspruch bsim Beschwsrdeau§-

sch-uss erhoben werden. Der l[iderspruch hat aufschiebade Wir*ung.

Bescheide sind fllnf Jake aufzubewahren.

Abschnitt fV: Verfahren vor dem Beschwerdeausschu§§

§24
Aufgaben des Beschwerdeaus§chr§§e§

Der Beschwerdeau§§chu§§ entscheidct llber Widenprtlche gegen Entscheidungen

der Prtlfimgsstelle. Das Verfahren vor dem Beschwerdeausschuss gilt als Vorver'

fahren im Sinne des § 78 Sozialgerichtsgesetz (§ 106 Abs. 5 Sätze 3-7 SGB 
.V)'

(1)

a)

(3)

(4)
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§25
Widerspruch

(l) Gegen Entscheiduogen der Prllfungsstelle können

(a) der betoffeaeZ^bnarzt,

(b) die Krarkenkasse(u),

(c) dieKZVNR,

(d) jederbetoffeneVerband

binnen eiaes Monats Widenpruch einlegen. Der Widerspruch ist den Beteiligtea
unverzüglich bekannt zu gebea. Der Iliderspmch einer Krankeakassen oder eines
Verbandes wirkt fflr alle an der Abrechnung beteiligten Krankenkassen.

@ Die Prtlfungsstelle hat die Abrechnungsunterlagen so lange zu verwalren, bis der
Beschluss Rechskrafr erlaagt hat.

§26
Vorsitz

Der Beschwerdeausschuss wird durch seinen unparteiischen Vorsitzenden geleitet.

Der Vorsitzeude / §tellverteter ist frlr die Durshflhrung der Aufgaben des Ausschus-
ses yerantwortlich. Er fflh:t die laufendes Geschäffe des Ausschusses und bedienl
sich hieran der Geschäfustellc. Insbesondere hat er

(a) die Sitarngsrcrmine im Benebmen mit den Ausscbussmitgliedern festzusetzea,

(b) soweit erfordolich, unabhängige §achverständige mit der Erstellung von 6utach-
tea ztr beauffrageq

(c) in Zwammenarbeit mit der Geschäftsstelle die Entscheidu*gen voranbereiterq
eiaschl. der Aaforderung von Angaben und Eeweismiüeln von den Beteiligen
sowie der Zustellung von Antägen und Scbriffsätzen au die Beteiligten,

(d) die Sitarngen zu leiten und

(e) den Ausschuss gerichtlich und außergerichtlich zu vertretea.

§27
Geschäfustelle

Die Geschäflsstelle des Beschwerdeausscäusses hat

(a) die Datengrundlagen filr die Prtlfungen zu erstellen und die für die Beurteilung
der Vlirrschaftlichkeit relevanten §achverhalte mit der daftlr erforderlichen
Facbkompetenz aufzubereiten,

(b) im Auffrag des Yorsitzenden mit einer Frist von mindestens zwei Wochen zu
Ausschusssitzungen zu laden und das Protokoll zu fflbrer!

(c) die Entwttrfe der Niederschriften und Bescheide zu erstellen,
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(1)

Q)

(3)

(l)

0)

(l)

Q)

(3)

(d) Stellunprtrmea ztr Verfahren, Niederschriftea und Bescbeiden sowie die Sit-
anogsprotokolle zu verseaden,

(e) die VerfahrEasakten zu fflhren und ein laufendes Vetzeicbnis llber Widenpril-
che, Klageverfahren und deren Ergebnisse m fflbren uld quartalsweise den

Ausschussmitgliederu voranlegen,

§28
Terminbestimmung

Der YorsitzenddStellvertreter bestimmt deo Termin der Verhaadluag nach Ab-
stimmung mit der Geschäffsstelle und im Benehmen mit dea {tbrigea Mtgliedern
des Ausschusses.

Der Termin soll - von begr{ln6"1sa fiuss*hmefällen abgesehen - innerhalb von drei
Monaten aach Bekanrtgabe des Widerspnrches an die Verfahreasbeteiligten statt-

fmdeu.

Der Termin soll den Mitgliedern des Beschwerdeausschusses unter Mitteilung der

Tagesordaung sowie urüer §eifilgung der erforderlichen Sitzuagsunterlagen spätes-

tens zwei Wochea vor dsr Sitzuag schriftlichbekaunt gegebea werdea.

§2e
Berichterstatter

Der unparteiische Vonitzende des Beschwerdeausschusses bestimmt zur Yorberei-
tung der milndlichen Verbandlung, eiaea Berichterstatter, der ein in der vertrags-

zahnärztlichen Versorgung erfahrener Zahmrzt und Mitglied oder stellverfietendes
Mitglied des Beschwerdeausschusses sein muss.

Der Berichterstatter tägt itr der Sitrung den Sacbverhalt und seine Feststellungen

m{indlich vor.

§30
Ladung

Die Beteiligten sollen mit einer Frist von mindastens zwei Wochsn zut Sitaung eia-
geladea werden. Dabei ist mitzutcile& welche Unterlagen mitgebracht werden sol-
len. Bereits vor der ßrmliohen Ladung kann ehe Vorarkilsdigung erfolgen.

Solleu patienteabezogeue Unterlagen mitgebracht werden, so ist der Einladrmg eine

nacb Kraakenkassen gegliederte, nameutliche Außtellung der beteffendeu Patien-

ten in alphabetischer Reiherfolge beizufflgen.

Aus wichtigem Crund kann einem Vertagungsantag stattgegeben werden. Die Be-
teiligteu sind daraufhinzuweisen, dass auch im Falle ihres Ausbleibeos verhandelt

uad entschieden werden kann. Das Ferableibeq ist uuter Angabe von Gründen in der

Regel spätestens 24 Stunden vor Sitzungsbeginn der Geschäflsstelle mitarteilea.
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(t)

(2)

(3)

§ 31

Verfahren vor dem Beschwerdeausschuss

Der Beschwerdeausschuss entscheidet {lber den widenpruch aufgmnd mt}odlicher
Vrhaadlung.

kn Verfahrer yor dem Beschwerdeausschuss gilt das Verbot der,,reformatio ia
peius", wenn der Zahnarzt und/oder die KZV NR lVidorspruch gegen eine Ent-
scheidung eingelegt hat; es sei dean, dass auch eine Krankerkasse oder ein verband
Widerspruch eingelegt habea.

Der Beschwerdeausschuss ertscheidet ilber die Kosten des vorverfahrens aufder
Grundlage des § 63 SGB X.

§32
Beschluss*ihi gkeit / Abstimmung

Der Beschwerdeausschuss beschließt mit Stimmenmehrheit. Es wird offen abge-
stimmt; stimmen&altungen sind unzullissig. Er ist beschlussfähig, wenn mindestens
je zwei Verteter der Krankenkassen und der KZV NR sowie der uaparteiische Vor-
sitzende oder sein stellverheter aawesend sind. Bei stirnmengleictrheit gibt die
Stimme des unparteüschea Vorsitzenden den Ausschlag.

Ist Parität der Mitglieder aicht gegebea, so werdeo die nicht abstimmungsberechtig,
ten Mitglieder durch Los ermittel! sofem Mitglieder der ilberparitlitisch repräsen-
tieden Ausschussgruppe nicht aeiwillig auf das stimmrecht verzichteu. Die nicht
abstimmuugsberechtigten Mitglieder können als Beobachter ohne Beratuags- uad
Stiertrecht bei der weiteren Sitzuug des Ausschusses mit Ausuabme der Be-
schlussfassung anwesend bleiben, soweit die paritätische Höchstzahl nach § 5 nicht
llberschritten wird. Der Berichterstatter drlml nicht ala Losverfahren teil.

Teilnabmeberechtigt an der Beschlussfassung sind der unparteüsche vorsiuende /
stellvertreter utrd die stimmberechtigten Ausschussmitglieder. Dem protokollfübrer
Lern die Arwesenheit bei der Beratung gestattet werden.

§33
Beschlüsse

Die Entscheidung ergeht durch Beschluss. Der Beschlussfassung muss eine Bera-
tung vorausgehen.

Eine tlbersinstimmende Beschlussfassung ist arzusteben.

§34
Niedenchrift

Über die Sitarng ist eine Niedenchriff au&unehmen, die die Namen der sitzungs-
teilnehmer, die wesentlichen Erklärungen und Fes**llungen sowie die Entsche!
dung enthält.

(l)

a)

(3)

(l)

(2)
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Die Niederschrift soll innerhalb einer Frist von vier'Wochen angefertigt vom Vor-
sitzendea unterzeichnet und den Beteiligen llbersandt werden. Die Niedersckift ist

füsf Jahre auüubewabrer '

§35
Fomt des Beschlusses

(1) Der Beschluss ist in Form eines Bescheides scbriftlich abzuseEen und soll den Bs-
teili$en innerhalb von sechs Wocher nach Beschlussfassung bekanat gegebetr wer-
den. Er muss spät€stens nach füaf Monaten bekannt gegebea sein.

@ Der Bescheid enthält die Eatscheidung; den Sachverhalt und die tragenden Gründe

der Entscheidung. Er muss sich mit den wesentlichen Einwänden der Beteiligten

auseinandersetzeu und ist mit einer Rechtsbehelfsbelekung zu versehen. Er ist vom

unparteiischen VorsiEenden / Stellverteter zu unterzeichnen.

(3) Gcgen den Bescheid des Beschwerdeausschusses kaan Klage beim Sozialgericht
Dtlsseldorf erhoben werden; die Klage hat keine aufschiebende Wirkung § 106

Abs. 5 SGB V.

(4) Bescheide sind fllnf Jahre auftubewahren.

Abschnitt V: Schlussbestimmungen

§36
Inl«rafflreten

Diese Vereinbamng titt zum 01.01.2008 in Kmft.

§37
Ktlndigung

(l) Diese Vereinbaruug kann mit sechsmoaatiger Ktlndigrrngs&ist zum Ende eines Ka-
lenderjabres gektlndigt werden. Bis arm Abschluss einer ncuen Vereinbanrng gilt
diese Vereinbanrng weiter.

(2) Die Kttndigung eines Verbatrdes berijhrt die Weitergelttrng der Verfahrensorduung

für die übrigen Verbände nicht.

Protokollnotiz
Aufgrud der durch das GKY-V/SG vorgegebenen Neuordnung der Yerbaudsstruk'

nu im EnaElossenbereich, wird das Vertragsrubrum - entsprechend Unterzeichaer

- ab dem 01.07.2008 angepasst.

Ggf. notwendige redaktionelle Anderungen der gemeinsamen Prilfuereinbanrng

werden zu diesem Zeitpulkt ebenfalls vorgenorrrmon.
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Kassenzahnärztliche
Vereiriguog Nordrhein

l'il*
Ralf Wagpär I
Vorsitzender dcshy'orstandes

BKK laodesverband
Nordrhein* Wcsfalen

Jörg Ho§naon
Vorsitzender des Vorstandes

AOK Rheinlaoüllambwg
Die Gesusdhei*kasse

Mitglicd dcs Vorstaades

IKK Nordrhein

Dr. Brigitte Wutschel-Monka
Vorstaodsvorsitzende der IKK Nordrhein

VdAKLardewcrtctung
Nordräein -Westhlen

Dtlsseldorf, Bochum, Bergisch-Gladbach, Essen, Mllnster, den 21.12.20A7

{ //l/'u"*^q ll U*üaa L.

Landwirtschatliche I§ankenlcassc
NoY\westfaten

>DrT...-v.............
Heimo.Jllrgen Dgf\
Hauptgeschttfuf;f:rre)

RotF§tadid Klaus Jochheim
§ircktar

Andreas Hustadt
Leiter der landesyertrcturg

AEV Landervertretung
Nordrhein - Wesdalen

k*
Aadreas Hustadt
Leiter der laadesvertei.rng
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Anlage I
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(5)

(o

(l)

(d) Je nach Ergebois der Gespräche können sich wiederum Maßnahmen nach (a) bis
(c) anschließen, bis eine vcrfahrensbcetdende Entscheidung getroffen werden
kenn,

Der vertagszahnar4 ist verpflichtet, au der Auflclärung des sachverhaltes miuu-
wirken. Er ist berechtigq zu der A.ahöruag eineu aawaltlichen und/oder kollegialen
Beistand mitzubringen. Er kann auf sein Recht des müudlichen vo$rags verzichten
und sich altemativ schriftlich arm Yerfahreu einlasseq.

Die Prüfungsstelle kam zu jedem zeitpurkt des verfahrens auf Empfehrung des
Berichtextatters die Erweiterung des Pdlfgegenstandes auf die drei vorangegange-
nen Pr{lfquartale beschließen. Die Pr{lfiragsstelle setä auf der Grundlage der jewei-
ligen begrtlndeten F.mpfehlung verfahrensbeeadende Maßnahmen @escheid, Ver-
gleich etc.) aach d.en Bema-Teilen 1-4 fest in dem Maße, wie Unwirtscha&lichkei-
ten der Behandlungsweise festgestellt werden. \{erden verstöße gegen Richtlinien
gemä§ § I Abs. 2 e) festgestell! erfolgt eine Abgabe an diel{T,/.

Das Ergebnis wird h einem Bescheid festgehaltet

Der Zahna*t wird hinsichttich der ltrirtschaftlichkeit usd der fachgerechten, den
Richtliniea enbprechenden Erbringung seiner vertagszahnärztlichen Versorgung
insgesamt gepdiff und berate& An Stelle einer Klkarng soll ein Hinweis oder eine
Belehn:ng erteilt werden, wenn eine sotche Maßaahse, z.B. wegen Geringftgig-
keit, ausreichend erscheint. Gezielte Beratuogen geben weiteren Maßnahmen in der
Regel voran * wie etwa bei ersbmliger Feststellung einer Unwirtschaftlictrkeit.

Ergebeo sich im Rahmen der Pr{lfirng wesentliche Erkenntnisse über sachlich/ recb-
nerische unstinrmigkeiten oder eiae aicht fachgerechte, nicht den Richtliniea ent-
sprecbeade Erbringung, werden disse im Einzeluen festgehaltes. Die Sachverhalie
werden der KZV NR mitgeteilt. Diese ontscheidet unter Berticlcsichtigung der ge-
hoffeuen Feststellungen in eigener Zust&rdigkeit.

§16
Prüfrurg der Wirtschaftlichkeit aufgn:nd von Auffülligkeiten

Nach Vorliegen der Unterlagen gemäß § 2l verständig sich die Sichtungsstelle ir
intemer sitarng darllber, bei welchen Zahnärzten ein verfahren der wirtschaftlich-
kei§rilfung einaileiten ist.

Ar:haltspunkte für eine unwinschaftlictrkeit der Behaadlungsweise sind ilsbesonde-
re arzunehmen, wenn

(a) die Äbrechnungsunterlagea oder sonstige Kennhisse, ggf. aus Vorquartalen,
darauf schließen lassen,

ß) die Unterlagen gemäß § 21 dies indizieren.

Ein Prilfverfaluen soll iaoerhalb eines Zeitaumes von sechs Monaten aach Zurver-
fflgungstellung der Unterlagen nach § 2l eingeleitet werden. Die Frist gilr fflr das
zuletzt abgerechnete Qua*al, das ursächlich fflr den Ersffirungsbescheid der Pril-
furgsstelle ist.

(2)
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